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Völker das Recht haben, frei ihren politischen Status zu 
bestimmen und frei ihre wirtschaftliche, soziale und kultu­
relle Entwicklung zu betreiben, daß sie über ihre Natur­
reich tümer frei verfügen können und daß kein Volk seiner 
eigenen Existenzmittel beraubt werden darf, so sind damit 
alle Elemente für das Recht auf Entwicklung gegeben.

Wahrscheinlich ist es nötig, deutlicher die Frage “frei 
wovon?“ zu stellen und juristisch einzuführen. Dieses „frei 
wovon?“ bedeutet eben heute nicht nur die Freiheit von 
äußerer staatlicher Intervention, sondern vor allem die 
Freiheit von Ausplünderung, Unterdrückung und Knebe­
lung durch ausländisches Kapital. Gerade in diesem Sinne 
konkretisieren Art. 1 und 2 der Charta der ökonomischen 
Rechte und Pflichten der Staaten "das Selbstbestimmungs­
recht der Völker, wobei als Instrument zur Realisierung 
dieses grundlegenden Rechts die staatliche Souveränität 
genannt wird.

Man kann die ganze Charta der ökonomischen Rechte 
und Pflichten der Staaten als die Interpretation und Prä­
zisierung bestimmter Elemente des Selbstbestimmungs­
rechts des Volkes und der Pflicht zur friedlichen interna­
tionalen Zusammenarbeit im ökonomischen Bereich ver­
stehen, die unter den gegenwärtigen internationalen Be­
dingungen in den Vordergrund treten.

Das Selbstbestimmungsrecht der Völker umfaßt auch 
die Rechte des einzelnen Menschen. Umgekehrt können 
die subjektiven, vom innerstaatlichen Recht gewährlei­
steten Rechte des einzelnen nicht losgelöst vom Selbstbe­
stimmungsrecht des Volkes verstanden werden. Dies ist 
seit jeher unsere Auffassung und hat nirgends eine so 
starke Ausprägung erfahren wie in den verfassungsmäßi­
gen Mitwirkungs- und Gestaltungsrechten der Bürger der 
sozialistischen Länder und in Gestalt des sozialistischen 
Eigentums.23 Infolgedessen ist es für mich auch unzwei­
felhaft: Subjekt des Rechts auf Entwicklung — je nach­
dem auf welcher rechtlichen Ebene, d. h. ob im Rahmen des 
Völkerrechts oder des Landesrechts, diese Forderung er­
hoben wird — kann das Volk, der Staat sowie jeder ein­
zelne Mensch sein.

Man darf jedoch nicht zulassen, daß das Recht auf Ent­
wicklung auf die soziale Fragestellung beschränkt wird. 
Es ist umfassend, und der Begriff der sozialen Gerech­
tigkeit, der in den Entwicklungsstrategien der Vereinten 
Nationen oder in der Deklaration über sozialen Fortschritt 
und Entwicklung sowie in anderen Dokumenten verwen­
det wird, kann inhaltlich nur als Forderung nach Über­
windung der politischen, gesellschaftlichen, ökonomischen, 
bildungsmäßigen und kulturellen Privilegien erfaßt wer­
den.

*

Zusammenfassend kann man sagen: Das Recht auf Ent­
wicklung muß als das verstanden werden, was es tatsäch­
lich ist — als eine revolutionäre Forderung gegen die natio­
nale und internationale Einschränkung bzw. Unterdrük- 
kung und Manipulierung des Lebensrechts des einzelnen, 
der Völker und Staaten. Das Recht auf Entwicklung ist 
ein Ansatz, um den formalen bürgerlichen Gleichheitssatz 
zu überwinden, der darin wurzelt, Menschen wie Völker 
lediglich als gleichberechtigte Warenbesitzer auf dem 
Markt zu behandeln und damit die Klassenunterschiede 
zu verdecken.

Die Zeiten, da das Recht auf Entwicklung auf Entwick­
lungshilfe reduziert werden konnte, sind lange vorbei. Die 
Realisierung eines Rechts auf Entwicklung — zu dem 
Chancengleichheit innerhalb einer Nation wie zwischen 
den Völkern gehören soll, was die unterschiedlichen recht­
lichen Ebenen (Landesrecht und Völkerrecht) deutlich un­
terstreicht — stellt sich als Anspruch auf Unterstützung 
bei der Ausübung des Selbstbestimmungsrechts nach der 
Befreiung vom Kolonialismus dar und gebietet die aktive 
Solidarität im Kampf um die Befreiung von der Abhän­
gigkeit vom kapitalistischen Weltmarkt. Daß diese Be­
freiung nicht durch die kapitalistischen Staaten vollzogen

werden kann, liegt auf der Hand. Die Verwirklichung des 
Rechts auf Entwicklung beginnt deshalb mit der Umge­
staltung der gesellschaftlichen Verhältnisse im Innern der 
vom Kapital beherrschten Länder.

Das ist auch die Ausgangsposition der Deklaration über 
sozialen Fortschritt und Entwicklung von 1969, in deren 
Art. 2 es heißt:

„Sozialer Fortschritt und Entwicklung basieren auf der 
Achtung der Würde und des Werts des Menschen und si­
chern die Förderung der Menschenrechte und der sozia­
len Gerechtigkeit. Dies erfordert:

a) die sofortige und endgültige Beseitigung aller For­
men der Ungleichheit, der Ausbeutung von Völkern und 
einzelnen Menschen, des Kolonialismus und Rassismus ein­
schließlich Nazismus und Apartheid sowie jeder anderen 
Politik und Ideologie, die den Zielen und Prinzipien der 
Vereinten Nationen entgegenstehen;

b) die Anerkennung und effektive Verwirklichung der 
Bürgerrechte und politischen Rechte wie auch der wirt­
schaftlichen, sozialen und kulturellen Rechte ohne jegliche 
Diskriminierung.“
(Stark gekürzter Nachdruck aus „Schriften und Informa­
tionen des DDR-Komitees für Menschenrechte“ 1982, 
Heft 1, S. 3 ff., mit freundlicher Zustimmung der Redak­
tion.) 1 11
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